j Redaktion, Verlag und Druck, 
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Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 


Stettiner Zeitung. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Tölr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12%, Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


AG 14. 


Abendblatt. 


Donerſtag, den 9. Januar 


1868. 


Deutſchland. 
Berlin, 8. Januar. Se. Majeſtät der König empfing am 
Miitwoch Morgens den zweiten Ober- Jägermeiſter, Grafen Eber- 
hard zu Stolberg - Wernigerode, da am Sonnabend eine Hofjagd 
im Grunewald abgehalten werden ſoll, nahm darauf die Vorträge 
des Geh. Kabinetsrathes v. Mühler, des Geh. Hofrathes Bord sc. 
entgegen und ertheilte dem ſächſiſchen Kriegsminiſter, General-Lieu- 
tenant v. Fabrice und dem aus Stuttgart von ſeinem Urlaub hier- 
der zurückgekehrten würtembergiſchen Milttär⸗ Bevollmächtigten, Ar- 
tillerie - Major Favre du Four Audienz. Nachmittags machte Se. 
Maj. der König eine Spazierfahrt durch den Tötergarten und ſpäter 
erſchien Se. Königliche Hobeit der Kronprinz zum Beſuch im Pa- 
lais. Abende wohnten die Allerhöchſten und Höchſten Herrſchaften 
der Aufführung des neuen Ballets „Don Paraſol“ im Opern- 
hauſe bei. 

— Die Hoffeſtlichkeiten während des diesjährigen Karnevals 
beginnen im Anſchluß an das Ordens- und Krönungsfeſt in der 
darauf folgenden Woche und haben ihren Schluß am 25. Februar, 
an welchem Tage ein großer Faſtnachtsball und Souper im Königl. 
Schloſſe ſtattfindet. 

— Der Minifter des Innern, Graf zu Eulenburg, hat fo 
eben folgenden Erlaß an dle oberen Provinzial-Behörden gerichtet: 
Der „Nothſtand in Oſtpreußen“ hat in allen Theilen der Mon- 
archle ein lebendiges Mitgefübl erweckt. Die Staatsregierung, 
welche ſich die Linderung der Noth mit den ihr zu Gebote ſtehen⸗ 
den Mitteln und unter Berückſichtigung ſachkundiger Rathſchläge aus 
den betreffenden Landestheilen ſelbſt ernſt angelegen ſein läßt, be- 
grüßt zugleich die Theillnahme der geſammten Bevölkerung als ein 
willkommenes Mittel, der großen Bedrängniß der Familien und der 
Einzelnen, zumal derjenigen, welchen die ſtaatliche Hülfe nicht un- 
mittelbar oder nicht ausreichend zu Statten kommt, raſcher und 
wirkſamer Erleichterung zu verſchaffen. Der durch des Kronprinzen 
Königliche Hoheit ins Leben gerufene „Hülfeverein für Oſtpreußen“ 
und die Verbindung desſelben mit dem unter dem Protektorate 
Ihrer Majeftät der Königin ſtehenden „Vaterländiſchen Frauen- 
Vereine“ bieten die Möglichkeit dar, die mannichfachen Erweiſe der 
öffentlichen Mildthätigkeit fruchtbringend zu konzentriren. Ev. 
werden es mit mir als eine Pflicht der Königlichen Behörden er- 
kennen, der fi alljeitig regenden Hülfsbereitſchaft auf jede Weiſt 
förderlich zu ſein, und namentlich in den ländlichen Kreiſen, welche 
der unmittelbaren Einwirkung der Vereinsthätigkeit ſchwerer zu⸗ 
gänglich ſind, geeignete Mittelpunkte für die Sammlungen und 
ſichere Beförderung der aufzubringenden Beiträge ſchaffen zu helfen. 
Ich erſuche Ew. .. ergebenſt, Ihren Einfluß dahin geltend machen 
zu wollen, daß die Organe der Verwaltung überall in möglichſter 
Gemeinſchaft mit den erwähnten Hülfevereinen die Bethätigung der 
öffentlichen Theilnahme für die Nothleidenden zu erleichtern und zu 
fördern befliſſen ſelen. Den vereinten Bemühungen der Staats- 
reglerung und der Liebesthätigkeit des Volkes wird es, wie zuver⸗ 
ſichtlich zu hoffen iſt, gelingen, nicht nur der ſchwer geprüften Be⸗ 
völkerung Oſtpreußens über die gegenwärtige Noth binwegzubelfen, 
ſondern auch der Provinz in Folge der von Staatswegen ergriffenen 
Maßregeln ein friſches und erhöhtes Aufblühen in naher Zukunft 
zu ermöglichen. Der Miniſter des Innern. i 
(gez.) Graf Eulenburg. 

— Die Kommiſſion des Herrenhauſes für Vorberathung des 
Schulgeſetzes hlelt geſtern eine Sitzung. 

— Im Abgeordnetenhauſe findet auf Anregung der Abgeord⸗ 
neten Dr. Koſch, Frhr. v. Hoverbeck, ſowie mehrerer Mitglieder 
der konſervativen Fraktlon eine Privat-Subſkriptlon für die Noth⸗ 
leidenden in Oſtpreußen ſtatt, welche ſchon heute im Laufe der 
Sipung zahlreiche Zeichnungen aufzuweiſen hatte. 

— Im Abgeorbnetenhaufe iſt jetzt eine permanente Telegra⸗ 
phenſtatton für die Mitglieder des Hauſes auf die Dauer der Seſ⸗ 
fion eingerichtet worden. — Da jedoch wegen des anhaltenden 
Froſtes die Röhrenleitung nicht gelegt werden konnte, iſt der Dienſt 
vorläufig in der Weiſe eingerichtet, daß dle Depeſchen der Abge- 
ordneten durch die im Hauſe ſtatlonirten Beamten angenommen und 
einftweilen bis zur Einrichtung der direkten Leitung mittelſt Boten 
nach der Centralſtatlon befördert werden. 

— In das Abgeordnetenhaus find als neue Mitglieder ein- 
getreten die Herren Hagen, Stumm, Roſcher, Aegidi. 

Berlin, 8. Januar. (Haus der Abgeordneten.) 24. Sitzung. 
Präſident: v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung um 10 ½ Uhr. — Am Miniftere 
tiſche die Miniſter Frhr. v. d. Heydt, Dr. Leonhardt. (Die Beſetzung des 
Hauſes iſt auch heute noch lücken haft, die Tribünen ſind gleichfalls ſchwach 
beſucht.) — Das Haus tritt ſofort in die Tagesordnung ein, deren erſter 
Gegenſtand die zweite Berathung des Antrages des Abg. Lasker, betr. die 
Deklaration des Art. 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde. Hierzu iſt wiederum der 
bekannte Antrag der Freikonſervativen (v. Guerard und Genoſſen) einge⸗ 
schen n Zur Generaldiskuſſion melden ſich 8 Redner gegen den Lasker⸗ 
chen Antrag, für denſelben 2. — Es erhält zunächſt das Wort der Abg. 
Simon v. Sees: Bei den vielen Reden, welche bereits über dieſen 
Gegenſtand gehalten worden ſind, will ich nur zwei Geſichtspunkte hervor⸗ 
heben. Es iſt vielfach behauptet, daß der bekannte Obertribunals⸗Beſchluß 
nur durch Mitwirkung zweier Hülfsrichter zu Stande gekommen ſei. Das 
iſt nicht der Fall. Auch iſt ein Erkenutniß von etatsmäßigen Richtern in 
demſelben Sinne ergangen. Nach dem Kriege von 1866 hätte die Regie⸗ 
rung die Sache gern fallen laſſen, da die Haltung des Abgeordnetenhauſes 
ihr gegenüber eine andere geworden. (Oh!) Wegen der vorher angedeute⸗ 
ten Anſicht mußte die Regierung jedoch eine Entſcheidung der etatsmäßigen 
Richter des Obertribunals herbeiführen und dieſe iſt gegen Sie (zur Lin 
ken) ausgefallen. Die in einem Prozeß unterliegende Partei hält die richter⸗ 
liche Entſcheidung ſtets für unrichtig, (Oh!) Die Autorität des Ober⸗ 
Tribunals hat im Lande durch den Beſchluß nicht gelitten. Ich werde für 
den Antrag v. Gnerard ſtimmen. 8 g 5 

Abg. Windthorſt (Meppen): Wir müſſen die Sache ſo betrach⸗ 
ten, als ſige ſie uns zum erſten Male vor; dann werden wir weiter kom⸗ 
men. Wir müſſen anerkennen, daß der Beſchluß des Obertribunals in 
voller Unabhängigkeit und richterlicher Ueberzeugung gefaßt worden iſt; dies 
wird Niemand in Abrede ſtellen; wir müſſen aber auch anerkennen, daß 
andere Autoritäten anderer Anſicht ſind, und dieſe Differenz zwiſchen den An⸗ 


ſichten müſſen wir loͤſen im We der Geſetzgebung. Die Regierung und 
das Herrenhaus können unſerem ntrage auf die Dauer nicht widerſtehen; 
man wird aber Mittel finden mien, einen Mißbrauch der Redefreiheit 
innerhalb des Hauſes zu ſteuerr Es muß dem Präſidenten eine größere 
Disziplinargewalt gegeben werd. — Abg. Graf Weſtarp: Sie (zur 
Linken) hätten die Sache mit etw mehr Offenheit behandeln ſollen; Sie 
durften dies aber Ihren Wählermzegenüber nicht. Sie durften nicht er⸗ 
klären, daß Sie eine Verfaſſungmderung wollen; Sie mußten Ihre Ab⸗ 
ſicht auf dem Umwege der Deklarion zu erreichen ſuchen. Sie werfen 
uns vor, daß wir für die Freihein des Volkes kein Verſtändniß hätten. 
Dies iſt unrichtig: Wir wollen ar keine Brücke bauen für die Möglich⸗ 
keit, zu den Zeiten des Konflikts irückzukehren. Wir bedürfen zu unſeren 
Ausführungen nicht der Verleumdng. — Abg. Schulze (Berlin): Zei⸗ 
gen Sie uns die Möglichkeit eies Reſultaks, und wir werden für den 
Antrag ſtimmen; ohne dies jedochnicht, denn das Schweigen der Regierung 
in dieſer Sache iſt beredter, als irgend etwas. Niemand wird mir ver⸗ 
wehren, daß ich annehme, die Reerung nehme dem Antrage gegenüber 
eine feindliche Stellung ein, oderſie ſei ſich darüber unklar. Ich fordere 
die Staatsregierung auf, die Erkirung, die wir verlangen können, heute 
zu geben. Der Herr Juftizminife hat damit eine Pflicht gegen ſich ſelbſt 
zu erfüllen; er iſt neu in das Ait getreten und die Entlaſſung feines Vor⸗ 
gängers ſcheint mit dieſer Augelernheit etwas zuſammenzuhängen. (Wider⸗ 
ſpruch.) Eine Erklärung der Referung iſt eine Pflicht gegen das Vater⸗ 
land. Denken Sie an Süddeutſckand! Wollen Sie den Makel in unſerer 
Verfaſſung beſtehen laſſen? (Ohloh! Bravo!) 

bg. Heiſe: Wir haben keine Veranlaſſung zu einer Aenderung 
der Verfaſſung. Der Obertribumsbeſchluß will weiter nichts, als die Ver⸗ 
leumdung beſtrafen; die Redefraleit läßt er vollſtändig intakt. Das Er- 
kenntniß des Obertribunals iſt $y mangelhaft nicht, als es dargeſtelt wird. 
Das Obertribunal mußte ſo erkemen zur Sicherung des öffentlichen Rechts⸗ 
zuſtandes; der Richter iſt nicht azu da, um den demokratiſchen Anſichten 
entſprechend zu entſcheiden. (Wilerfpruch.) Ich kann mich von der Anſicht 
nicht trennen, daß die Herren lurch dieſen Deklarationsantrag der Regie⸗ 
rung, dem Obertribunal und dem Herrenhauſe einen Schlag ins Geſicht 
geben wollen. Ich werde alſo ſe lange gegen den Antrag ſtimmen, als 
nicht von Seiten der Regierung zie Erklärung abgegeben wird, daß ſie mit 
einer Aenderung im gewiſſen Sinne einverſtanden ſei. — Juſtizminiſter 
Dr. Leonhardt: Meine Herrin! Die Königliche Staatsregierung hat 
zur Zeit in dieſer Angelegenheit einen Beſchluß nicht gefaßt, einen ſolchen 
auch nicht faſſen können. Ich darf jedoch verſichern, daß die Staatsregie⸗ 
rung, ſobald ein Antrag in dieſer Angelegenheit an fie gelangen wird, ben- 
ſelben ſorgfältig prüfen, der Angelegenheit auch die größte Aufmerkſamkeit 
ſchenken wird, wenn ein ſolcher Antrag nicht an fie gelangt. Ich bin auf⸗ 
gefordert, meine perſönliche Anſicht auszuſprechen. Dazu finde ich mich 
nicht veranlaßt, bin auch nicht dazu berechtigt, weil ich hier nicht als Mit⸗ 
glied dieſes Hauſes, ſondern als Mitglied der Regierung erſcheine. (Bei⸗ 
fall rechts. Bewegung links.) 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. Abgeordneter 
v. Guerard vertheidigt hierauf nochmals ſein Amendement. — Abg. Dr. 
Braun (Wiesbaden): Der Bei ß des Obertribunals würde nicht ſtatt⸗ 
gefunden haben, wenn der Konflik nicht geweſen wäre. Dieſe Dinge find 
or. lediglich eine Ausgeburt des Konflikts, und wer die Abſicht hat, den 
8 i age Dt ee een je 21 unge en 
Die Angelegenheit iſt nicht unter den Geſichtspunkt des Privat⸗ und Straf- 
rechts zu ſtellen; ſie muß vielmehr vom Geſichtspunkt des Staatsrechts 
aus betrachtet werden. Es iſt eine eminent politiſche 17 die wir un⸗ 
geſtraft nicht unbeantwortet laſſen können. Das öffentliche Intereſſe erfor⸗ 
dert es gebieteriſch, daß über dieſe Frage kein Zweifel gelaſſen werde und 
deshalb iſt eine authentiſche Deklaration nothwendig. Ich würde für den 
Antrag v. Guerard ſtimmen können, wenn eine Garantie für ſeine An⸗ 
nahme Seitens des Herrenhauſes und der Regierung gegeben würde. Da 
dies nicht der Fall iſt, ſtimmen wir dagegen. — Abg. Frhr. v. Hover⸗ 
beck bringt den bekannten Antrag der Linken (auf motivirte Tagesordnung) 
wieder ein. — Abg. Engelke: Die Verleumdung iſt unter allen Umſtän⸗ 
den eine unmoraliſche Handlung und dieſe darf nicht ſanktionirt werden zu 
einer moraliſchen. — Die General⸗Diskuſſion iſt hiermit geſchloſſen. Nach 
perſönlichen Bemerkungen der Abgg. Graf Weſtarp, Schulze (Berlin) 
erhält nur noch das Wort der Antragfteller, 

Abg. Lasker: Ich möchte den Herren von der Rechten den Rath 
eben, ſich künftig beſſer zu informiren. Es iſt geſagt worden, daß mein 

trag die Abſicht habe, der Regierung, dem Obertribunal und dem Her- 

renhauſe einen Schlag in das Geſicht zu geben. Hätten die Herren ſich 
beſſer informirt, ſo würden ſie gefunden haben, daß dies nicht der Fall iſt, 
daß vielmehr im Erkenntniß des Obertribunals ein Platz für eine Dekla⸗ 
ration gelaſſen iſt; denn das Obertribunal erklärt in ſeinem Erkenntniß die 
Auslegung des Artikel 84 ſelbſt für zweifelhaft. Wenn höhere politiſche 
Rückſichten uns zwingen, dieſem höchſt unerquicklichen Streit ein Ende zu 
machen, wenn es ein Akt der Loyalität von unſerer Seite iſt, daß wir einen 
folgen Antrag einbringen, um der Regierung aus einer unangenehmen 
Lage zu helfen, jo ſage ich: Sie werden eingehen müſſen auf den Antrag, 
dieſen höchſt ungerechten Streit aus der preußiſchen Verfaſſun ner 
fen; ja, Sie haben ſchon die Erklärung abgegeben, daß Sie fur den An⸗ 
trag ſtimmen werden, wenn die Regierung ihm zuſtimme — etwas, was 
ich Ihnen von Herzen gern glaube, (Heiterkeit) Wie der Staatsanwalt 
ein Privilegium genießt, weil er nur das Staatswohl wahrnimmt, ſo 
ſpricht auch die praesumtio juris et de jure dafür, daß auch der Abge⸗ 
ordnete hier keine Privat⸗Intereſſen verfolgt, ſondern nur das Wohl des 
Staats wahrnimmt. Deshalb müſſen die Reden der Abgeordneten von der 
Verſolgung befreit bleiben. Das Bewußtfein der Möglichkeit einer gericht ⸗ 
lichen Verfolgung der hier gehaltenen Reden iſt eine unwürdige Poſition 
für das Haus. An einzelnen Stellen iſt eine größere Freiheit der Bewe⸗ 
gung nothwendig; die allgemeinen Regeln dürfen darauf nicht angewendet 
werden, und das iſt in der Rechtspflege und im Landtage der Fall. Zieht 
die Regierung die Frage in Erwägung, ſo wird ſie finden, daß nur die 
vollſtändige Redefreiheit die Differenz beſeitigen kaun. — An der Spezial ⸗ 
Diskuſſton betheiligen ſich die Abgeordneten v. Kardorff, v. Dieſt und 
Windthorſt (Meppen). — Bei der Abſtimmung werden die Amendements 
v. Hoverbeck und v. Guerard abgelehnt. Der Antrag Lasker wird bei na⸗ 
mentlicher Abſtimmung mit 174 gegen 144 Stimmen angenommen. 

Das Haus ſetzt nunmehr die Vorberathung des Staats haushaltes 
für 1868 fort. Der Etat des Juſtizminiſteriums, der heute vorliegt, weiſt 
in den Einnahmen 12,714,800 % nach (1,285,395 % mehr als im 
Jahre 1867), darunter Gerichtskoſten, einſchließlich der Stempel und baaren 
Auslagen, 11,400,500 % (819,025 mehr); Einnahmen, die als Emo⸗ 
lumente der Beamten zur Verwendung kommen, 813,911 % (485,621 
S mehr); Strafen 328,670 % (88,570 % mehr). Dagegen betragen 
die Ausgaben 15,523,500 % (1,588,295 mehr als im vor. Jahre). 
— In der allgemeinen Diskuſſion, die der Regierungs⸗Kommiſſar, Geh. 
Juſtizrath Sydow, durch Rekapitulation der wichtigſten Ziffern des Etats 
einleitet, erhält zunächſt der Abg. Planck das Wort: Bei keiner Verwal⸗ 
tung iſt die Nothwendigkeit einer radikalen Reform fo klar geſtellt, wie 
hier. Wir haben in Preußen 5 verſchiedene Nechte mit 5 Prozeß ⸗Ordnun⸗ 
en. Nothwendig war nicht die Errichtung des Ober⸗Appellationsgerichts, 
nicht die d age der preußiſchen Strafprozeßordnung in Hannover. — 
Doch, ſie ſind eingeführt und laſſen ſich nicht ſo leicht rückgängig machen. 
Was die a de der Juſtizverwaltung für die I. und II. Inſtanz angeht, 
ſo betragen ſie auf je 10,000 Seelen in den alten Provinzen, in Hannover 
zc. 5806, reſp. 5634 und 5583 , in den Rheinprovinzen aber nur 1959 


In den alten Provinzen, wo die Verordnung von 1849 gilt, kommt 
4 Ni ter auf 5030, in den neuen, wo die Verordnung von 1667 gilt, 
ein Richter auf 4763 Seelen, in jenen aber kommt auf 2261 Seelen ein 
Subalternbeamter, in dieſen erſt auf 2554 Seelen einer; die Gehälter der 
Kreisrichter find in den alten Provinzen niedriger als in den neuen u. |. w. 
Redner geht auf dieſe Verſchiedenheit ausführlich ein, und zieht daraus den 
allgemeinen Schluß, daß ein Gerichtsverfahren für den ganzen Staat her ⸗ 
eſtellt werden muß. Ich enthalte mich, ſagt Redner, der Stellung von 
Aufträgen, weil ich die Beſſerung der Zuſtände von anderer Seit her er- 
hoffe. Jetzt aber ſchon wäre die Gleichſtellung der Kreisrichter in den al⸗ 
ten und neuen Provinzen in Betreff des Gehaltes moglich. 


Abg. Lasker: Man ſollte meinen, die preußiſche Juſtizpflege ſtehe 
als Muſter allen übrigen voran, und doch entſpricht die Wirklichkeit dieſem 
Bilde in keiner Weiſe. Ueberall finden wir Mißtrauen gegen unſre Rechts⸗ 
pflege, nur je nach dem Standpunkte verſchieden. Sie 125 rechts) hegen 
es mehr gegen die Kreisrichter, wie gegen Staatsanwaltſchaft und Obertri⸗ 
bunal. Unſere Juſtiz krankt ſeit einem halben Jahrhundert, namen lich 
aber ſeit dem Jahre 1849 in einer Weiſe, daß wir eine Auflöſung aller 
Rechtszuſtände fürchten müſſen. Schon das Landrecht hat in ſeinem Ent⸗ 
ſtehen den Grund dazu mit gelegt. Man ging bei feiner Zuſammenſtel⸗ 
lung von der bureaukratiſchen Anſchauung aus, daß das geſchriebene Recht 
die einzig untrügliche Quelle ſei, daß man das Rechtsleben von der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Entwickelung abſchneiden müſſe, und dadurch würdigt man den 
Richter zum Handwerker herab. Man engte dadurch die neu aufkeimenden und 
wachſenden Bedürfniſſe in eine gegebene Form ein, die mit den im Leben 
thatfächlich geltenden Beſtimmungen oft in direktem Widerſpruch ſtanden. 
Der Handelsſtand, anf dem dieſer Druck des formalen Zwanges am meiſten 
laſtete, hat ſich von demſelben emanzipirt, indem er in dem Handelsgeſetz⸗ 
buch das Leben ſelbſt niedergeſchrieben hat; dadurch aber, daß man den 
einen Theil befreit, entſtehen nothwendig Riſſe in der Geſetzgebung, welche 
die übrigen Theile mit ihren Trümmern überſchütten, was das Uebel hier 
um ſo größerer macht. Biel ſchlimmer, als mit dem Landrecht, ſteht es 
noch mit unſerer Civil⸗Prozeßordnung, die mit dem Inquiſttionsprinzip 
und ſchriftlichem Verfahren entſtanden, faſt unſer ganzes Prozeßrecht bemo- 
lirt hat. Es iſt ſelbſt für den Eingeweihten ſchwer, zu jagen, ob in der⸗ 
ſelben die Unterſuchungs⸗, ob Verhandlungs⸗Maxime, ob heimliches oder 
öffentliches Verfahren maßgebend iſt. Es beſtehen thatſächlich eine große 
Anzahl von Beſtimmungen zu Recht, von denen kein Richter Etwas weiß, 
weil fie obſolet geworden find. Nicht beſſer ſteht es mit der Kriminalord · 
nung. Die Novellen zu derſelben unterſcheiden ſich von denen des Civil⸗ 
rechts nur dadurch, daß fie viel ſchlechter find, als jene und haben nicht 
wenig zur Desorganifation beigetragen. Der Ankläger iſt viel günſtiger 
geſtellt, als der Angeklagte und die Kriminaljuſtiz wird zu einer öffentlichen 
Verfolgungsanſtalt. Hierzu kommt noch, daß auch der Staatsanwaltſchaft 
das Recht der Appellation ent Die Noche iſt, daß alle drei Inſtanzen 
durchprobirt werden und es kann der Fall eintreten, daß, wenn Jemand in 
den beiden erſten Inſtanzen einſtimmig igelproen, in der letzten durch 
einfache Majorität verurtheilt wird, dieſe Verurtheilung mit 4 gegen 11 
freiſprechende Stimmen gelehrter Richter erfolgt. Ein ſolches Verfahren 
widerſpricht unſeren germanischen Anſchauungen, wie allen vernünftigen 
Rechtsgrundſätzen. Was die Organiſation der Gerichte betrifft, jo iſt es 


Bnsifls über Ponuniffionen d. Deputatione: 
prechen, daß wir Kollegialgerichte nur dem Schein 
hat beſitzen wir nur Einzelrichter, die nach de 
ten oder Direktors zuſammengeſtellt werden. So beſteht nach außen hin 
immer dieſelbe Abtheilung eines Gerichts, dieſelbe hat aber fortwährend eine 
verſchiedene Zuſammenſetzung und Majorität. Auf einer ſolchen beſtändi⸗ 
gen Wanderſchaft befindet ſich am hieſigen Stadtgericht namentlich die Ab⸗ 
theilung über politiſche ſowie über Preßvergehen. Während diejenige, 
welche über Fälle des Betruges abzuurtheilen bat, ſeit Jahren dieſelbe iſt, 
hat die Abtheilung für politiſche Vergehen fünſ oder ſechs Mal gewechſelt 
und ſo lange gewechſelt, bis wir endlich das Urtheil über den Abg. Tweſten 
hatten. Ein Direktor hatte mehrfachen Einflüſſen lange Zeit Widerstand 
eleiſtet, bis man ihn zu einer Abtbeilung des Civilgerichts verſetzte, 
Vier wurde er durch den Präſidenten vor dem verſammelten Kollegium 
mit dem Bemerken eingeführt, daß er auf eigenen Wunſch verſetzt ſei. 
wogegen der Betreffende proteſtirte, und da ich nicht annehmen 
kann, daß der Präſident wiſſentlich die Unwahrheit geſagt, ſo kann 
ich nur annehmen, daß ihm die unrichtige Mittheilung aus dem 
Miniſterium zugegangen. Namentlich die unbeſoldeten Aſſeſſoren bil⸗ 
den hinſichtlich der . eine Art von Triebſand, und da 
wir dieſelben in ſo großer Menge befiken, daß es keinem Gerichte an den- 
ſelben fehlt, ſo kann jeder Direktor die Majorität nach Belieben anders 
geſtalten. Die äußere Stellung der Richter hat bereits der Abg. Planck 
berührt. Hier hilft nur Verminderung der Beamten und der Schreiberei, 
und zwar nicht bos der der Subalternen, denn der Richter iſt ſelbſt zu 
einem halben Schreiber geworden. Dazu das Disziplinargericht, das in 
voller Blüthe ſteht und der Verfaſſungsbeſtimmung, daß der Richter unab⸗ 
ſetzbar ſei, trotzt. Mir ſelber ift ein Erkenntniß des Ober⸗Tribunals nach 
einer Freiſprechung des Appellations Gerichts ugegangen, welches aus⸗ 
ſpricht, daß es dem Richter nicht freiſtehe, eine wiſſenſchaſtliche Arbeit über 
ein politiſches Thema der Gegenwart zu ſchreiben. Mir ſelbſt ift für eine 
Arbeit über das Finanzrecht in Preußen sub titulo der Unwürdigkeit ein 
Verweis ertheilt. War dies die Zeit, unſere Segnungen auf die neuen 
Provinzen zu übertragen? Nicht nur, daß während der Diktatur keine 
ſchöpferiſche Kraft des Guten ſichtbar wurde, auch alles Schlechte von uns 
wurde auf fie übertragen. Mit Heſſen hatten wir einen Schatz von Rechts ⸗ 
leben und Rechtsbewußtſein annektirt, den wir als eine reiche Mitgift be⸗ 
trachten müſſen; ſtatt deſſen iſt das Werk von Menſchenaltern an einem 
Tage durch uns über den Haufen geworfen worden, weil es allerdings 
mit Landrathsweſen und Verwaltungsfreiheit unvereinbar war. Das Non 
plus ultra war aber das Ober-Appellationsgericht, das wie ein Kinder⸗ 
ſpielzeug aufgebaut war, um es zuſammenzuſchieben und fpäter an das 
Obertribunal anzupaſſen. Es war ein Geſetz, dem ſelbſt das Herrenhaus 
ſeine Zuſtimmung verſagte. Heſſen und Hannover bilden verſchiedene 
Rechtskreiſe. Dazu die opulente Ausſtattung dieſes Gerichtshofes bei un⸗ 
gleich geringerer Arbeit! Eine Folge unſerer wankenden Juſtizpflege iſt 
dane n Prozeßfurcht und die Sucht, jeden Prozeß durch alle drei In⸗ 
anzen zu treiben, um ihn zu „gewinnen“, wie man im Spiel gewinnt. 
So iſt die Ueberzeugung allgemein geworden, daß ein Juſtizminiſter, der 
nur Verwaltungsbeamter iſt und in den alten Geleiſen fortfährt, das Land 
unmöglich befriedigen kann. Seine Aufgabe iſt keine leichte, aber eine 
ruhmvolle. Die freie Advokatur, welche Gneiſt in einer epochemachenden 
Schrift als eine Nothwendigkeit dargethan hat, heilt Vieles, aber nicht 
Alles. Die Zeit iſt da, wo die Bürger und Laien zu jeder Art der Recht⸗ 
ſprechung zuzuziehen ſind, wo die Zahl der Richter beſchränkt wird, die 
angeftellten aber gut beſoldet werden. Wirkliche Kollegien müſſen gebildet, 
das Prinzip der Verfolgung durch von der Verwaltung abhängige Organe 
muß beſeitigt, der darniederliegenden Vertheidigung auſheholſen, das Gebiet 
der Rechtſprechung ausgedehnt werden, damit die Verwaltung fi) vor der 
Juiſtz beugen lerne. Der Beamte ſoll wiſſen, daß er nicht durch Staats⸗ 
anwaltſchaft und Konflikts⸗Gerichtshöfe geſchützt werde, wenn ihn ſeine 
Vorgeſetzten geſchützt zu ſehen wünſchen. Ich ſage nicht, welche von dieſen 
Reformen zunächſt in Angriff genommen werden ſoll: wenn der neue Juſtiz⸗ 
miniſter nur das Ganze im Auge hat, ſo werden wir ihm ohne Partei⸗ 
intereſſe dabei helfen, denn der politiſche Standpunkt liegt von der Rechts. 
pflege weit ab, oder ſoll doch von ihr weit abliegen. (Lebhafter Beifall 
lnks, Ziſchen rechts.) 
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nach der vorzüglichen Rede Tweſtens und den ausgezeichneten Aus fü prunge, 


heine nach n der 
m Belieben des Präſiden⸗ 
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das iſt meine Pflicht als preußiſcher Juſtizminiſter (Beifall rechts). Ich 
kenne alle einzelnen Verhältniſſe natürlich noch nicht ſo genau, daß ich Alles 


racht; 
geſagt, 


man, 


hältmiſe. (Beifall rechts) N 

8 „Nach dem Vortrage des Juſtizminiſters bemächtigte ſich (8%, Uhr) 

des Hauſes eine anhaltende Unruhe, welche eine darauf folgende Rede des 
Abg. Kratz bis zur Unhörbarkeit zudeckte. Im Saale bildeten ſich zahl 
reiche Gruppen, die lauter ſprachen, als der Redner, und die Glocke des 
Vicepräſidenten von Köller erwies ſich dem gegenüber nicht mächtig genug. 
Um 4 Uhr wurde der Redner durch den erfolgloſen Ruf nach Vertagung 
unterbrochen, der ſich wiederholte, als der Vicepräſident aufs Neue für den 
Redner um Ruhe bat. Als er ſchließt, wird die Vertagung von ſechs Seiten 
beantragt. — Schluß 4½ Uhr. Nächſte Sitzung Donnerſtag 10 Uhr. (Etat 
des SInfigminifterking) 
— Ratzeburg, 8. Januar. Durch Verfügung des Handels⸗ 
miniſtets iſt die zolfreie Ausfuhr von Salz aus dem Herzogthum 
Lauenburg genehmigt worden. 

Hamburg, 8. Januar. In der heutigen Sitzung der 
Bürgerſchaft wurde der Obergerlchtsrath Dr. Baumeiſter zum Prä⸗ 
ſidenten derſelben gewählt. 

Dresden, 8. Januar. Beim Beginn des neuen Geſchüfts⸗ 
jahres hat die bieſige Stattverorbneten-Berfammlung ihren früße- 
ren Vorſtand wieder gewählt und zwar als Vorſitzenden den kon⸗ 
ſervatven Hofrath Ackermann, als Stellvertreter den Liberalen 
Relchstags⸗Abgeordneten Profeſſor Wigard und den Rechtsanwalt 
Schaffrath. 

München, 8. Januar. Der niederländische Geſchäftsträger 
beim hieſigen und dem Karlsruher Hofe, Legationsrath Weſtenberg, 
iſt von ſeiner Reglerung abberufen worden. Dem Vernehmen nach 
werden dieſe Geſandtſchaftepoſten nicht wieder beſezt. — Im Mi- 
nifterium der auswärtigen Angelegenheiten find beute die Ratififa- 
tlonsurkunden über die Beſchlüſſe der Militärkonferenz der ſüddeut⸗ 
ſchen Reglerungen zwiſchen dem Fürſten Hohenlohe und dem wür⸗ 
tembergiſchen Geſandten ausgetauſcht. 

— Unter den Mitgliedern des Centrums der Kammer der 
Abgeordneten iſt eine Einigung über ein Programm bezüglich der 
Wahlen zum Zollparlament nicht erzlelt worden. 


Ausland. 

Wien, 8. Januar. Die „Wiener Abendpoſt“ reglſtrlet mit 
Genugthuung die Aeußerungen der „Norddeutſchen Allgem. Ztg.“ 
über das in einer Wiener Korreſpondenz des „Dresdener Journals“ 
beleuchtete Programm der auswärtigen Pollttk Oeſterreichs. Die 
„Abendpoſt“ glaubt, es hätte für die dargelegten Anſichten nicht erft 
einer Privatkorreſpondenz als Anlaſſes bedurft. 

Paris, 8. Januar. Der „Abend- Moniteur" ſagt, daß 
Europa die am 1. Januar vom Kaiſer geſprochenen Worte als 
ein Unterpfand des Frſedens und der Eintracht aufgenommen habe. 
Se. Majeſlät habe, umgeben von den Repräſentanten aller Mächte, 
noch einmal ſeinen beſtändigen Wunſch ausgeſprochen, zu denſelben 
die beſten Beziehungen zu bewahren. Bel dem am Tage zuvor 
ſtattgehabten Empfange des Grafen v. d. Goltz habe der Kalſer 
mit Vergnügen die Gelegenheit benutzt, um die guten Bezlehungen 
zu konſtattren, welche zwiſchen den Regierungen von Preußen und 


Frankreich beſtehen. 


ein ſummarſcher Bericht über das udget für 1868 erſtattet wer⸗ 


John del Rey iſt durch ein fuchtbares Feuer, 
glaubte, daß es angelegt fei, zerſtet worden. 
den dabei ihren Tod. 
hält ſich ruhig. 
von Humaila aufgiebt, 
penketten verſtärkt und 
Warila hat ſich nach Bolivia zutüfgezogen, um dort feine Trup⸗ 
pen aufzulöſen. 
dando eine Revolte ausgebrochen. 


bewerkſtelligen ſei. 
der nächſten Nachbarn, namentlich des Schankwirthes Gaſter, des 
Rentier Schüffmann und 
kannten Fleiſchermeiſters, welche Leitern herbeiſchafften, gelang die 
glückliche Rettung der Zieleſch'ſchen Familienmitglieder; das Dienft- 
mädchen wurde, ebenfalls mit 
angrenzenden Budenhauſes zu gerettet, 
bereits erhaltener Brandwunden und in Folge ihres durch Schreck 
Vaart werben ken z 

jungen Leute retteten ſich dadurch, daß ſte 
ſtange nach der Straße zu herunterließen. 
um 6½ Uhr au Ort und Stelle erſchien, gelang es allerdings 
deren Thätigkeit ſehr bald, das Feuer, 
nicht bekannt iſt, 
daß nur der untere Theil des Hauſes und die Zileleſch'ſche Woh⸗ 
nung durch den Brand thellweiſe beſchädigt iſt. Das Verkaufs 
lager des Herrn Z. iſt vom Feuer verſchont geblieben. 


finden. 
Publikum auf dieſe Weiſe geboten wird, darf 
rückſichtigung des wohlthätigen Zweckes eine recht rege Betheillgung 
erwartet werden. 


Paris, 8. Januar. Die kiſche Polizei hat eine Ver⸗ 
ſchwörung entdeckt, welche den Zwe hatte, mit einer inſurrektis⸗ 
nellen Bewegunng in Konftantinopi vorzugehen, ſobalb die Revo⸗ 
lution in Bulgarien ausbrechen wwe. er 

— Eine Anzahl franzöſiſcher 
Abyſſinien abgehen, um an der 
nehmen. 

Florenz, 8. Januar. Das Miniſterium wird am 15. d. 
Mis. den Kammern das Finanz-Cpoſé vorlegen. Ebenſo wird 


ffiztere wird in Kurzem nach 
gliſchen Expedition Theil zu 


den. In der Stadt Bari iſt eine Volksverſammlung ausgejchrie- 
ben worden, welche die Kammer affordern ſoll, in ihrer Oppoſt⸗ 
tion gegen das Miniſterium zu veſarren. 

London, 8. Januar. Del Mann, welcher in dem Ver⸗ 
dacht ſtand, der Fenier Deaſp zu fin, if wieder entlaſſen worden. 
— In einem Auszuge aus einem Briefe von Rio, datirt den 24. 
November, welcher bei vloyd's beinnt gemacht worden iſt, heißt 
es: Der engliſche Steamer „Satul“ hat während eines ſchweren 
Seeſturmes Schiffbruch gelitten un find dabei 400 Menſchenleben 
kinſchlleßlich des engliſchen Oeſanden zu beklagen. Nur 14 Per- 
ſonen ſind gerettet worden. 

Newyork, 7. Januar. Nach dem Ausweiſe des Schatz⸗ 
amtes betrug die Staatsſchuld m 1. Januar 2,642,000,000 
Dollars, Baarvorrath 134,000,000 Dollars. 

io de Jaueiro, 19. Dezember. Das Bergwerk St. 
von dem man 
18 Menſchen fan⸗ 
Die kriegfürende Partei in Paraguay ver- 
Man verſichert, uß Lopez dle detachirten Forte 
während gegen die Alllirten ihre Trup⸗ 
die Blockde vollſtändig gemacht haben. 


Ja Rioſab iſt uner Führung des General Arrl⸗ 
. ͤ ͤ ⁰ ³·¹¹- ai 


; Pommern, 
Stettin, 9. Januar. Heut früh zwiſchen 5 und 6 Uhr 


bemerkte der in der Fiſcherſtraße Ni 9 wohnende Kaufmann Zie- 
leſch, der in den unteren 
waarenhandlung betreibt und 
bewohnt (weitere Inguilinen hat dies der Wittwe Jahnke gehörige 
Haus nicht), daß die zur oberen Eage führende Treppe bereits in 
vollen Flammen ſtand. Die nuͤchſie Gefahr beſtand demnach für die 
Familie des Herrn Zieleſch, für deſſen Dienſtmädchen und für ſeine 
im Haufe noch etwas hoher logirenden beiden jungen Leute, da 


Näunen des Hauſes eine Material- 
die weite Etage mit feiner Familie 


eine Aus ſicht vorhanden war, wie die Rettung dieſer Perſonen zu 
Nur durch das ſchnelle und thätige Elnſchreiten 


eines uus dem Namen nach unbe- 


einer Leiter, nach dem Dache des 
mußte aber wegen einiger 


ois ro en 


ſich an einer Flaggen⸗ 
Als die Feuerwehr etwa 


Vie den 


deſſen Entſtehungsart noch 
auf ſeinen eigentlichen Heerd zu beſchränken, ſo 


— Im Laufe der nächſten Woche wied „zum Beſten der 


Nothleldenden in Oſtpreußen“ ein mit einer Theatervorſtellung ver- 
bundenes großes Konzert, ausgeführt von ſämmtlichen Muſikchören 
der hieſigen Garniſon, unter 
Orlin, ſowte unter Bethetligung der „Neuen Liedertafel“, welche 
u. A. „die Boruſſta“ von Spontini vortragen wird, im Stadttheater 


Leitung des Herrn Kapellmeiſters 


— und zwar ohne Erhöhung des üblichen Eintrittspreiſes — ſtatt⸗ 
Abgeſehen von dem muſikaliſchen Genuſſe, welcher dem 
wohl ſchon in Be⸗ 


— Vorgeſtern hat der erſte Termin zur Feſtſtellung der For⸗ 


derungen an die Konkursmaſſe der „Bredower Zucker-Fabrik“ 


ſtattgefunden. Herr Burmeiſter wurde als Verwalter definitiv 
beſtätigt, und ihm auf feinen Wunſch zum Beitath dle Herren 
Steutrrath Schmorl und die Kaufleute Haasmann und 
Schneppe gegeben. Die Rüben-Ernte ſowie dle Weizen- ꝛc. 
Ernte ſind ſehr erheblich geringer ausgefallen, als man beim Aus- 
bruch des Konkurſes vorausſetzte; überdies iſt ein Theil der Rüben 
nicht relf geworden. In Folge davon iſt die Lage der Maſſe, wie 
die „Oſtſ.-Z.“ berichtet, bedeutend verſchlechtert, jo daß augenblid- 
lich die mobilen Aktiva nicht hinreichen würden, um dle geſetzlich 
bevorzugten Gläubiger zu befriedigen. Die Rechtsgültigkeit eines 
Tbeils der Verpfändungen an Me preußtſche Bank wird von der 
Konkurs verwaltung gerichtlich beſtritten, und wird es von dem Aus 
fall der desfallſigen (wahrſcheinlich durch alle Inſtanzen zu führen- 
den) Prozeſſe abhängen, ob für die übrigen Gläbiger überhaupt 
etwas zur Vertheilung übrig bleiben wird. 

— Für die Kavallerie iſt angeordnet worden, daß bei deren 
Bedarf an Erſatzmannſchaften peo 1868 die einjährigen Freiwilligen 
bis auf Höhe von fünf per Eskadron auf den erforderlichen rtate- 
mäßigen Beſtand in Anrechnung gebracht werden ſollen. Bet einer 
vorausſichtlich vollen Zahl ſolcher Freiwilligen erwächſt der Militär- 
verwaltung aus dem durch obige Anordnung hervorgerufenen Min- 
derbedarf von 1855 Rekruten für die geſammte Kavallerle in die- 
ſem Jahre eine Erſparniß von beinahe 100,000 Thlr. 

— Die durch Königliche Ordre vom 20. April v. J. für 
Militärärzte, Intendantur⸗Beamte und Zahlmeiſter nachgegebene 
Erlaubniß, bei Feldmanövern oder im Falle eines Aus matſches 
nach vorgeſchriebener Probe an Stelle der Epaulettes Achſelſtücke 
tragen zu dürfen, ſoll nunmehr auch auf das übrige, einen Offi⸗ 


zierrang bekleidende Milttär-Adminſſtratlons-Perſonal ausgedehnt 


werden. 
— Eine Verfügung des Kultusminifleis weiſt die Direkloren 


chülern die Veroffentlichung 
ſchüler in Zeitungen zu 
mißfällig bemerkt, daß 
von Schülern der höheren 
nen ſind, und er findet, 
Oeffentlichkeit für Schüler 
Provinzial-Kolegien mit 


der höheren Lehranſtalten an, den S 
von Nachrufen an ihre verſtorbenen 
unterſagen. Der Kultusminiſter hat es 
neuerdings in mehreren Fällen, beſonders 
Klaſſen, in den Blättern Inſerate erſchle 
daß ſich ein derartiges Hervortreten an dle 
nicht ſchickt. In Folge deſſen find bie 
Anweiſungen deshalb verſehen. 

— Der Intendantur-Regiſtratur-⸗A 
durch Verfügung des Herrn Kriegemt 
Regiſtratur-Aſſiſtenten bei der Intenda 


pplifant Kurzenberg ift 
nifters zum Intendantur⸗ 
ntur des 2. Armee-Korps 


— Am 6. d. Mts. früh wurde einem A 
der Laſtadie aus ſeinem Schlafzimmer ein et 
haltendes Portemonnaie und ein goldener Sie 
wohnenden Spetſewirth ein in de 
am Nagel hängender ſchwarzer Doukel- 
kragen geſtohlen. 

— Ir der geſtrigen Sitzung des Maglſtrats ſind die 
beiden Elementarlehrer-Stellen der provlſoriſchen Höhe 
beſetzt. Gewählt find die Herren Bruſt und Ha 
der Sievert'ſchen Schule). 

— In den Tagen vom 5. bis inkl. 8. 
an Getreide eingeführt: 323 Wſpl. 6 Schffl. 
3 Schffl. Doggen, 98 Wſpl. 23 Schffl. Gerſte, 
Wſpl. 20 Schffl. Erbſen, 11 Wſpl. Kartoffeln. 

— In Folge der eingetretenen Preiserm 
den bieſigen Suppenanſtalten verabreichte Efj 
nahme ſchon am geſtrigen Tage bedeutend vermehrt. Cs wurden 
120, Torney 65, Grünhof 172, 


pothekergehilfen auf 
wa 2½ Thlr. ent- 


in der Frauenſtraße 
Ueberzteher mit Saminet- 


d. M. wurden hler 
Welzen, 246 Wſpl. 


äßigung für das aus 
en hat ſich dle Ab- 


ausgegeben: auf der Laſtadie 
überhaupt 357 Portionen. 

— Wie wir hören, iſt es heute früh 
in der Dunkelheit beim Waſſerholen gel 
Bisher iſt man der Flüchtigen nicht habhaft geworden. 

Swinemünde, 7. Januar. Der Dam 
Jantzen, iſt heute gegen Abend, nach Colberg be 
Strom ausgehend, etwas Froſtwelter. Der 
Hafen iſt bie zur neuen Fähre eisfrei. 

Regenwalde, 7. Januar. 
Molſtow hat vor Kurzem von einem feiner Knech 
zur Rede ſtellte, daß er ein Pferd unvernün 
dene Meſſerſtiche (man ſagt 8 bis 10) erha 
lich elner in die linke Bruſtſeite 
beide Aerzte von hler ſofort 
Zum Glück hatte 
men, noch ſeinen Reiſepelz an, 
wohl etwas gemindert worden iſt 

Stralſund, 8. Januar. 
Vorſtadt eine Familie von drel 
von trichlnenhaltigem Schwein'fleiſch ni 
Das mit Trichinen behaftete Schwein war von der be⸗ 
treffenden Familie ſelbſt geſchlachtet und haben außer den drei Er⸗ 
krankten keine anderen Perſonen von dem Fleiſche gegeſſen. Es 
iſt ſofort die Beſeltigung des vorhandenen Fleiſches angeordnet 


232ͤĩ Ddu ðͤâv u et 


Der Prozeß gegen dle des Mordes 
genyi bier iſt inſofern u 
ſchäfts reiſende, mit welchem dle 
tel bewohnt und das Theater 


wei Militärfträfllingen 


ſtimmt, ausgegan- 


ann Pieper auf 
te, den er darüber 
ftig geſchlagen, verſchle⸗ 
lten, von denen nament- 
ſehr gefährlich ſein ſoll, ſo daß 
zu ſeiner Behandlung herausgeholt 
P., da er eben von der Stadt gekom- 
jo daß die Kraft der Stoͤße dadurch 


Geſtern iſt hier in der Franken⸗ 
Folge des Genuſſes 
cht unbedeutend an Trichinen 


lichen Schritt gefördert, al 
Angeklagte in München daſſelbe H 
beſucht hat, dieſelbe rekognosclrt dat 
geleugnet, daß fle überhaupt in München ge 

Stettin, 9. Januar. Witterung: trübe. er 
Barometer 28“ 4%. 3 NO. 5 . 17K. 

Au der Börſe. 

Weizen etwas matter, loco per 2125 
Ag, weißer poln. 104 , ungariſcher 92 
mend 1021, 9% bez., 


Pfd. gelber inländ. 100104 
83—85pfd. gelber Frühjahr 


&., Br. u. Gd., In 


50 Pfd. märkische 52 —53½ , 
chwimmend 51% , Früh 


m 1300 Pfd. 361, —87 , 47 50pfo. Frühjahr 38 
7 . 
loco pr. 2250 Pfd. 66-68 , Fiübjahr Futter 70 * 


Rappkuchen hieſige 2 94 5 Mr loco bez. 
Ritbor ſtill, loco 9%, 3% bez., 
bruar 9 % Br., ½ © 
Spiritus matter, loco o 
Januar Februar 20 % Br. 
20%, 3. Gd, Juni-⸗Juli 21 
Regulirungß- Preif 


Januar u. Januar: 
Ya, 10 K bez. u. Gd. 


Y% bez., Mai-Juni 
Weizen —, Roggen 75½, Rüböl 9%, 


d., April⸗Mai 10 


Hamburg, 8. Januar. 
beſchränktes Geſchäft 3 
Weizen pr. Januar 5400 Pfd. nett 
Februar 177 Br., 176 Gd, 

Januar 5000 Pfd. Brutto 137 
pr. Frühjahr 136 B 
Rüböl matt, loco 22 


Weizen und Roggen auf 


pr. Frühjahr 177 Br. u. 
„ 136 Gd., Januar ⸗ 
r. u. Gd. Hafer ſehr ſti 
In, per Mai 2314, 


Spiritus ſehr ſtill. 
verkauft 3000 Ctr., 


er Frühjahr à 13 Mk. 
etroleum flau. — per Frühjah Me 


